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- Zusammenstellung-
Die hier vorgelegten kommunalen Richtlinien ergänzen die Arbeitshilfe des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAGS). Dort erarbeitete Regelungen werden deshalb an dieser Stelle nicht wiederholt. Die Leitungen des Jobcenters Remscheid und des FD 2.50 -Soziales und Wohnen- setzen diese Regelungen für ihren Verantwortungsbereich um.

Teil A: Richtlinien ergänzend zur MAGS-Arbeitshilfe

Teil B: zusätzliche Richtlinien
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Diese Richtlinien sind ab dem 01.08.2023 gültig.

Remscheid, 30.06.2023
In Vertretung
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Abschnitt A.II.3 - Schulbedarf



A.II.3 Ausstattung mit persönlichem Schulbedarf
§ 28 Absatz 3 SGB II



(siehe: II.3 Arbeitshilfe des Landes)


Für Schulanfänger unter 7 Jahren ist ein geeigneter Nachweis über den Beginn des Schulbesuches vorzulegen.


Bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres ist keine Schulbescheinigung erforderlich. 


Ab dem 16. Lebensjahr ist die Vorlage einer Schulbescheinigung erforderlich.

Der Schulbedarf ist im SGB II regelmäßig zum 1. August und zum 1. Februar zur berücksichtigen. Die Gesetzesbegründung führt hierzu aus:

„Die Einfügung des Wortes „regelmäßig“ trägt selten vorkommenden Fallgestaltungen Rechnung, in denen die Schule zwar regelmäßig und ohne Unterbrechung besucht wird, sich aber ohne die Sonderregelung dennoch kein Leistungsanspruch ergäbe. Dies kann bei einem Rechtskreiswechsel der Fall sein (Leistungsberechtigung am 1. August nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII), am 1. September nach dem SGB II), oder bei einem zufälligen Eintritt der Hilfebedürftigkeit erst nach dem jeweiligen Zahlmonat.“


Unter Bezug auf die Arbeitshilfe des MAGS NRW (Stand 01.08.2018) wird auf folgende Ausnahmen verwiesen:


„Ausnahmsweise sind die Beträge für den persönlichen Schulbedarf jedoch im laufenden Schuljahr zu gewähren. Werden Kinder erstmals im laufenden Schuljahr eingeschult (z.B. Flüchtlinge) oder nehmen sie den Unterricht wegen einer Unterbrechung (z.B. Krankheit, Auslandaufenthalt) nach den Stichtagen wieder auf, ist das Schulbedarfspaket auch unabhängig von den Stichtagen zu gewähren. Findet der erstmalige Schulbesuch bzw. die Wiederaufnahme des Unterrichts im ersten Schulhalbjahr statt, sind“ die Beträge für den Stichtag 01.08. „zu gewähren. Ist der Schuleintritt hingegen im zweiten Schulhalbjahr, sind“ die Beträge für den Stichtag 01.02. „zu bewilligen.


Schülerinnen und Schüler, die vor dem Schuleintritt Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz oder dem SGB XII bezogen haben, wurden hingegen bereits Leistungen für das Schulbedarfspaket bewilligt. Die oben genannte Ausnahmeregelung ist für diese Personengruppen nicht mehr einschlägig.“
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A.II.7 Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben
§ 28 Absatz 7 SGB II



(siehe: II.7 Arbeitshilfe des Landes)


A.II.7.1. Qualitätssicherung


Nach § 8a SGB VIII gibt es einen Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung. Ungeeignete Personen dürfen keine Kinder und Jugendlichen betreuen. Die Stadt Remscheid prüft deshalb, ob das von dem Kind gewählte Angebot die Voraussetzungen für eine Teilhabeleistung erfüllt. Verantwortlich ist der FD 2.51.  Eine Arbeitsgruppe zur Qualitätssicherung soll eingerichtet werden.


Für alle Mitglieder des Stadtsportbundes, alle nach § 75 SGB VIII anerkannten Träger der Jugendhilfe, die Träger der freien Wohlfahrtspflege und städtische Einrichtungen wird angenommen, dass sie die Voraussetzungen erfüllen. Bei Dritten muss es sich um geeignete Anbieter im Sinne des § 29 Abs. 2 SGB II handeln.

Sollten im Lauf der Zeit Zweifel an der Anbietereignung entstehen, sind die Geschäftsführung des Jobcenters und die Leitung des FD 2.50 mit der Bitte um Prüfung zu informieren.

A.II.7.2. Verfahren


Sofern tatsächliche Aufwendungen entstehen wird die Pauschale von 15€ monatlich berücksichtigt. Die Pauschale wird regelmäßig als Geldleistung an die Eltern gezahlt.


Der Bedarf für eine Ferienfreizeit wird direkt an den Anbieter gezahlt, wenn der Anbieter dies so vorsieht.

A.II.7.3. Ansparen von Leistungen


Die für einen Bewilligungszeitraum vorgesehenen Leistungen können in ihrer Gesamtheit eingesetzt werden. Dies gilt unabhängig davon, zu welchem Zeitpunkt im Bewilligungszeitraum sich die Leistungsberechtigten zur Teilhabe entschieden haben.
 Dies bedeutet, dass der Gesamtbetrag eines Bewilligungszeitraumes von bis zu (12 Monaten * 15€/Monat =) 180€ in einer Summe gezahlt werden kann, wenn der Bedarf in einer Summe besteht.


A.II.7.4. weitere tatsächliche Aufwendungen


Nach § 28 Absatz 7 Satz 2 SGB II bzw. § 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII können weitere tatsächliche Bedarfe berücksichtigt werden. Hierfür gelten folgende Voraussetzungen:

A. andere Bedarfe


Die weiteren tatsächlichen Aufwendungen dürfen nicht die eigentlichen Bedarfe der Teilhabe sein, sondern müssen darüber hinaus entstehen. Ein Beispiel hierfür ist die Anschaffung oder Leihgebühr  eines Musikinstrumentes zusätzlich zu den Gebühren der Musikschule.


A. Zusammenhang mit der Teilnahme an Aktivitäten


Die weiteren tatsächlichen Aufwendungen müssen einen direkten Zusammenhang mit den Teilhabeaktivitäten haben. Im Beispiel kann für den Gitarrenunterricht eine Gitarre anerkannt werden, aber keine Flöte.


A. Gesamtleistungen im Bewilligungszeitraum reichen nicht aus

Hier werden die maximal möglichen Gesamtleistungen im Bewilligungszeitraum den tatsächlichen Aufwendungen gegenübergestellt. Im Beispiel koste der Gitarrenunterricht 10€ im Monat. Da pro Monat pauschal 15€ gezahlt werden, werden im Bewilligungszeitraum von 12 Monaten als Teilhabeleistung (12 Monate * 15€/Monat =) 180€ gezahlt. Der Gitarrenunterricht kostet in diesen 12 Monaten (12 Monate * 10€ =) 120€, so dass noch 60€ zur Verfügung stehen. Dieser zur Verfügung stehende Betrag muss für die weiteren Aufwendungen eingesetzt werden. Kostet die Gitarre 80€, reichen die Gesamtleistungen nicht aus, es besteht noch ein Restbedarf von 80€ - 60€ = 20€.

A. Bestreitung aus dem Regelbedarf nicht zumutbar


Mit der gesetzlichen Änderung zum 01.08.2019 muss kein „begründeter Ausnahmefall“ mehr vorliegen. Vielmehr geht es jetzt um eine Ermessensabwägung im Einzelfall. Bei der Ermessensausübung muss beispielsweise abgewogen werden


· Ist der Bedarf überhaupt im Regelbedarf enthalten?


· Reicht der im Regelbedarf enthaltene Anteil rechnerisch aus, um den fehlenden Betrag abzudecken?


· Wie ist die aktuelle finanzielle Situation in der Bedarfsgemeinschaft?


Eine Richtschnur für die Ermessensausübung kann die Gesetzesbegründung zu § 28 Absatz 7 Satz 2 SGB II geben, welcher zum 01.08.2013 eingefügt wurde:

„Ermöglicht werden soll jedoch durch die Änderung, dass in begründeten Ausnahmefällen [beachte: ab 01.08.2019 nur noch „Einzelfall“] der nach § 28 Absatz 7 SGB II anzuerkennende Bedarf neben Beiträgen für Sportvereine, Unterrichtsgebühren oder Freizeiten auch für Ausrüstung und Ähnliches verwendet werden kann. Ein solcher Ausnahmefall [ab 01.08.2019 nur noch „Einzelfall“] “kann zum Beispiel vorliegen, wenn aufgrund einer besonderen Bedarfslage nachweisbar eine Finanzierung von Ausrüstungsgegenständen aus dem Regelbedarf nicht zumutbar ist. Die besondere Bedarfslage kann sich dabei allerdings nicht ausschließlich auf Bedarfe für Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemeinschaft beschränken. Voraussetzung ist stattdessen, dass die besondere Bedarfslage die Bedarfsdeckung insgesamt tangiert, also keine oder keine ausreichenden Dispositionsmöglichkeiten innerhalb des mit den Regelbedarfen zur Verfügung gestellten monatlichen Budgets bestehen.“ (BT-DS 17/12036, Seite 8)

Bei der Ermessensausübung muss beachtet werden, dass gerade die Teilhabeleistungen ein „Mitmachen möglich machen“ sollen. Dies verdeutlicht der Gesetzgeber nochmal, indem er für die Übernahme der weiteren Aufwendungen keinen „besonderen Ausnahmefall“ mehr fordert. Im Zweifel soll das Ermessen also dahingehend ausgelegt werden, die weiteren Aufwendungen nach § 28 Absatz 7 Satz 2 SGB II bzw. § 34 Absatz 7 Satz 2 SGB XII als zusätzlichen Bedarf zu berücksichtigen.

A. übliches Maß während des Bezuges existenzsichernder Leistungen

Die Gesetzesbegründung führt aus:

„Dabei sind die berücksichtigungsfähigen Aufwendungen auf das während des Bezuges existenzsichernder Leistungen übliche Maß beschränkt.“ (BT-DS 19/8613, Seite 27)


Die weiteren Aufwendungen müssen also zu einer bescheidenen Lebensführung passen. Die Gitarre aus den obigen Beispielen passt ohne jeden Zweifel. Als Extrembeispiel würde die Anschaffung eines Flügels nicht passen.

� BuT-Arbeitshilfe MAGS NRW, 6. Auflage vom 01.08.2018, S. 63
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Bedarfe für Bildung und Teilhabe


Nachweis 3

(Version 6.01, Stand 10.06.2022)


persönlicher Schulbedarf


		Wichtiger Hinweis: 


Soweit Leistungen nach dem SGB II oder SGB XII bezogen werden und ein Schulbesuch bekannt ist, werden Leistungen für persönlichen Schulbedarf grundsätzlich ohne Antrag gewährt.

Bei Kindern, für die Wohngeld gewährt wird, ist eine Antragstellung erforderlich.


Der Schulbesuch ist ab dem 16. Lebensjahr durch eine entsprechende Schulbescheinigung nachzuweisen.








Bestätigung der Schule

		Name des Schülers / der Schülerin                                                                                       Geburtsdatum






		Anschrift des Schülers / der Schülerin






		Schule 






		Klassenstufe / Bildungsgang






		Voraussichtliche Dauer des Schulbesuchs










__________








____

Ort, Datum





Unterschrift u. Stempel der Schule
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Abschnitt A.II.5 - Lernförderung

[bookmark: _Toc298495554]Lernförderung für Schülerinnen und Schüler
§ 28 Absatz 5 SGB II

	(siehe: II.5 Arbeitshilfe des Landes)

Bei Schülerinnen und Schülern wird eine schulische Angebote ergänzende angemessene Lernförderung berücksichtigt, soweit diese geeignet und zusätzlich erforderlich ist, um die nach den schulrechtlichen Bestimmungen festgelegten wesentlichen Lernziele zu erreichen. Auf eine bestehende Versetzungsgefährdung kommt es dabei nicht an.



Die Verpflichtung der Schulen zur Förderung der Schülerinnen und Schüler wird in § 2 Abs.8 und § 50 Abs. 3 Schulgesetz NW deutlich.



Schulgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen

(Schulgesetz NRW – SchulG)

Vom 15. Februar 2005

zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. April 2011



§ 2

(8) Der Unterricht soll die Lernfreude der Schülerinnen und Schüler erhalten und weiter fördern. Er soll die Schülerinnen und Schüler anregen und befähigen, Strategien und Methoden für ein lebenslanges nachhaltiges Lernen zu entwickeln. Drohendem Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen von Schülerinnen und Schülern begegnet die Schule unter frühzeitiger Einbeziehung der Eltern mit vorbeugenden Maßnahmen.



§ 50

(3) Die Schule hat ihren Unterricht so zu gestalten und die Schülerinnen und Schüler so zu fördern, dass die Versetzung der Regelfall ist. Schülerinnen und Schülern der Grundschule und der Sekundarstufe I, deren Versetzung gefährdet ist, wird zum Ende des Schulhalbjahres eine individuelle Lern- und Förderempfehlung gegeben. Sie sollen zudem die Möglichkeit der Teilnahme an schulischen Förderangeboten erhalten mit dem Ziel, unter Einbeziehung der Eltern erkannte Lern- und Leistungsdefizite bis zur Versetzungsentscheidung zu beheben. Eine Lern- und Förderempfehlung erhalten Schülerinnen und Schüler der Grundschule und der Sekundarstufe I auch im Falle der Nichtversetzung zum Ende des Schuljahres.



[bookmark: _Toc293938165][bookmark: _Toc298495557]Angemessenheit und Dauer der Lernförderung;
Erreichen der nach den schulischen Bestimmungen
wesentlichen Lernziele

Beurteilungskompetenz zu diesen Themen haben vor allen Dingen die Lehrerinnen und Lehrer. Sie können beurteilen, ob vorrangige schulische Angebote genutzt wurden und ob und in welchem Umfang zusätzliche Nachhilfe in einer bestimmten schulischen Situation sinnvoll ist. Deshalb werden die Schulleitungen und die Lehrerinnen und Lehrer gebeten, im Interesse ihrer Schülerinnen und Schüler den Nachweis 5 auszufüllen. Damit wird gewährleistet, dass von Lehrerinnen und Lehrern keine „Gutachten“ geschrieben werden müssen, sondern in Kurzform die wesentlichen Angaben gemacht werden können. Besonders hilfreich ist es, wenn Vorschläge zum Anbieter gemacht werden können. 



Die Sachbearbeitung entscheidet auf der Basis der Stellungnahmen der Lehrkräfte über die Gewährung von Leistungen für Lernförderung. Den Stellungnahmen soll im Regelfall gefolgt werden.



Auf dem Nachweis 5 markiert die Lehrkraft, ob Gruppenunterricht oder Einzelunterricht empfohlen wird, und der Anbieter bestätigt, dass er diese Förderung anbieten kann. Nach Bewilligung der Lernförderung können Erkenntnisse entstehen, dass für die betroffene Schülerin bzw. den betroffenen Schüler eine andere Förderung besser geeignet ist. Für eine Änderung zwischen Einzelunterricht und Gruppenunterricht reicht eine Mitteilung der Lehrkraft aus, dass die Änderung empfohlen wird. Die Mitteilung wird durch den Anbieter veranlasst und kann formlos in Textform (Brief, Fax, E-Mail, …) abgegeben werden.



In der Arbeitshilfe des Landes ist ein Stundenrahmen vorgegeben, der auch in Remscheid angewendet wird. Danach können 15 bis 35 Zeit-Stunden pauschal bewilligt werden, wenn der Bedarf bestätigt wurde. 



Falls Eltern mit Anbietern von Lernförderungen Vereinbarungen treffen, die eine bestimmte Laufzeitdauer (z.B. von mehreren Monaten) haben, können diese Kosten nicht pauschal übernommen werden. Bewilligungen haben sich an den vom Land vorgegebenen Stundenzahlen zu orientieren.



Sollten Schulen ausdrücklich Nachhilfe in Studieninstituten empfehlen, kann dem Wunsch gefolgt werden.



Welche Kosten angemessen sind, wurde vom Gesetzgeber nicht abschließend geregelt. Deshalb ist nach typischen und atypischen Fällen zu unterscheiden.



In typischen Fällen werden Kosten bis zur folgenden Höhe anerkannt:

		

		Einzelunterricht

		Gruppenunterricht



		Schülerinnen und Schüler

		bis zu 12,41 Euro pro Zeitstunde

		bis zu 6,83 Euro pro Zeitstunde



		Studentinnen und Studenten

		bis zu 18,62 Euro pro Zeitstunde

		bis zu 10,24 Euro pro Zeitstunde



		Lehrerinnen und Lehrer (auch im Ruhestand) oder Institute

		bis zu 31,03 Euro pro Zeitstunde

		bis zu 17,07 Euro pro Zeitstunde







Die Besonderheiten des Einzelfalles sind zu berücksichtigen, bei entsprechender Begründung können höhere Beträge gezahlt werden oder ein höherer Stundenrahmen bewilligt werden.

[bookmark: _GoBack]

Die BuT-Arbeitshilfe des Landes (6. Auflage) führt neben den sogenannten „harten Kriterien“ an, dass auch „die Erreichung eines höheren Leistungsniveaus“ und (daraus resultierend) „die Verbesserung der Chancen auf dem Ausbildungsmarkt“ zu den wesentlichen Lernzielen gehören. Lernförderung kann also auch in diesen Fällen im Rahmen einer Einzelfallprüfung bewilligt werden.

Die Einzelfallprüfung muss das betroffene wesentliche Lernziel des beantragten Schulfaches sowie den aktuellen und -unter Einbeziehung der beantragten Lernförderung- prognostizierten verbesserten Leistungsstand betrachten. Diese Aussagen können nur von der Schule gemacht werden.

Die Angaben der Schule sollen eine aktuelle Leistungseinschätzung enthalten. Liegt diese im Bereich „ungenügend“ oder „mangelhaft“, soll die Sachbearbeitung die Lernförderung ohne weitere Prüfung bewilligen. Diese Fallgestaltung wurde Nachweis 5 mit den „harten Kriterien“ unter Punkt 1 der Begründung zusammengefasst. In diesen Fällen wie auch in den Fällen der krankheitsbedingten längeren Unterrichtsabwesenheit (Punkt 2 der Begründung) kann die Sachbearbeitung die Lernförderung also ohne weitere Prüfung bewilligen.

Wird eine Lernförderung beantragt, um ein höheres Leistungsniveau zu erreichen (Punkt 3 der Begründung) und damit die Chancen auf dem Ausbildungsmarkt bzw. der weiteren Entwicklung im Beruf zu verbessern, wird dem Antrag im Regelfall stattgegeben. Es reicht eine mittelbare Beziehung zu den Chancen auf dem Arbeitsmarkt bzw. der Entwicklung im Beruf, insofern ist die Lernförderung nicht auf einzelne Schulklassen beschränkt. Die Lernförderung ist auch nicht auf konkrete Schulnoten beschränkt.

[bookmark: _Toc293938166][bookmark: _Toc298495558]Geeignetheit der Lernförderung / Qualitätssicherung

Die Beurteilung der Eignung von Personen, die eine Lernförderung anbieten, kann im Einzelfall schwierig sein und wird durch den FD 2.51, der gemeinsam mit dem FD 2.40, dem Jobcenter und möglicherweise weiteren Dritten eine Arbeitsgruppe zur Qualitätssicherung bildet, vorgenommen.



Nach § 8a SGB VIII gibt es einen Schutzauftrag bei Kindeswohlgefährdung. Wenn bekannt wird, dass ungeeignete Personen Kinder und Jugendliche betreuen, müssen die geeigneten Maßnahmen ergriffen werden. 



Sollten im Lauf der Zeit Zweifel an der Anbietereignung bestehen, sind die Geschäftsführung des Jobcenters und die Leitung des FD 2.51 mit der Bitte um Prüfung zu informieren. 



Empfehlungen zu Anbietern sind aus Gründen der Wettbewerbsneutralität nicht zu geben.



Bemühungen der Schulen, zusätzliche Nachhilfemöglichkeiten in der Schule anzubieten, werden ausdrücklich unterstützt. Es gibt z.B. Modelle, in denen geeignete Oberstufenschüler darauf vorbereitet werden, Nachhilfeunterricht zu geben. Sie geben dann gegen Entgelt Einzel- oder Gruppenunterricht. 



Es handelt sich hier nicht um schulische Angebote, die den Leistungen der Lernförderung vorgehen, sondern um von Schulen unterstütze Nachhilfe. Diese kann über das Bildungspaket bezuschusst werden. Reine Hausaufgabenbetreuung kann nicht übernommen werden.

Dauer der Lernförderung

[bookmark: _Ref500163539]In der Gesetzesbegründung zu § 28 V SGB II wird ausgeführt, dass Lernförderung in der Regel nur kurzzeitig notwendig ist, um vorübergehende Lernschwächen zu beheben.[footnoteRef:1] Diese Ausführungen haben allerdings keinen Niederschlag im Gesetzeswortlaut gefunden[footnoteRef:2]. Insofern ist eine längerfristige Gewährung von Lernförderung nicht ausgeschlossen[footnoteRef:3]. [1:  Gesetzesbegründung zu BR Drucksache 661/10, Seite 170]  [2:  Vgl. LSG NRW Beschluss vom 20. Dezember 2013 Az. L 19 AS 2015/13 B ER; Randziffer 20]  [3:  siehe auch: BSG-Urteil vom 25.04.2018, B 4 AS 19/17 R; Randziffer 21] 


Regelfall

In der Gesetzesbegründung wird der Regelfall einer Lernförderung beschrieben:

In der Regel ist sie nur kurzzeitig notwendig, um vorübergehende Lernschwächen zu beheben. Sie soll unmittelbare schulische Angebote lediglich ergänzen. Die unmittelbaren schulischen Angebote haben in jedem Fall Vorrang und nur dann, wenn diese im konkreten Einzelfall nicht ausreichen, kommt außerschulische Lernförderung in Betracht.1

besondere Fälle

In besonderen Fällen kann Lernförderung längerfristig gewährt werden.

Ab wann „längerfristig“?

Eine Lernförderung gilt als längerfristig, wenn in dem vorangegangenen Schuljahr in demselben Fach bereits eine Lernförderung bewilligt wurde.

Bestätigung durch die Lehrkraft

Die Lehrkraft bestätigt auf dem Nachweis 5, dass die Lernförderung weiter erforderlich ist und die wesentlichen Lernziele im aktuellen Schuljahr voraussichtlich erreicht werden. Falls bereits länger als für ein Schuljahr Lernförderung erteilt wurde, schickt die Lehrkraft ein formloses Schreiben mit, warum die Lernförderung auch nach zwei oder mehr Jahren der Lernförderung immer noch erforderlich ist und warum sie in diesem Schuljahr vom Erreichen des wesentlichen Lernzieles ausgeht.

Fehlt das entsprechende Kreuz auf dem Nachweis 5, soll mit der Lehrkraft Kontakt aufgenommen werden, warum es nicht gesetzt wurde. Die Bestätigung kann von der Lehrkraft nachträglich, auch fernmündlich, abgegeben werden.

Fehlt das formlose Schreiben, ist es von der Lehrkraft nachzureichen.

Höchstdauer

Eine Höchstdauer für die Bewilligung von Lernförderung besteht nicht.

wöchentlicher Umfang der Lernförderung

Im Regelfall darf Lernförderung maximal in diesem wöchentlichen Umfang erteilt werden:



		Grundschule (Klassen 1 - 4)

		2 Zeitstunden (120 Minuten)



		Sekundarstufe 1 (Klassen 5 - 10)

		3 Zeitstunden (180 Minuten)



		Sekundarstufe 2 (Jahrgangsstufen 11 - 13)

		4 Zeitstunden (240 Minuten)







Begründete Abweichungen von diesen Höchstgrenzen sind möglich. Die Abweichungen müssen durch die Sachbearbeitung der bewilligenden Stelle genehmigt werden, die Genehmigung kann fernmündlich erteilt werden.

Lernförderung bei Teilleistungsstörungen

Teilleistungsstörungen wie Lese- und Rechtschreibschwäche (LRS) und Dyskalkulie waren zum Start der Lernförderung über Bildung und Teilhabe vom Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen (MAIS) nicht förderfähig. Mit Erlass vom 18.07.2012 (Aktenzeichen: II B 4 – 3734.2) eröffnete das MAIS die Möglichkeit, bei LRS und Dyskalkulie Lernförderung über Bildung und Teilhabe zu fördern. Diese Richtlinien regeln die Handhabung der Förderung in Remscheid.

Vorrang des SGB VIII

„klassische“ Nachhilfe

Leistungen nach dem SGB VIII gehen den BuT-Leistungen nach dem SGB II, SGB XII oder BKGG regelmäßig vor[footnoteRef:4]. Für Lernförderung im Sinne einer klassischen Nachhilfe reicht aus, dass eine Antragstellung nach dem SGB VIII nicht bekannt ist, was zum Beispiel über den Nachweis 5 dokumentiert werden kann. [4:  § 10 Absätze 3 und 4 SGB VIII; Ausnahme: Mittagsverpflegung] 


Bei Teilleistungsstörungen: Antrag auf Förderung nach § 35a SGB VIII

Teilleistungsstörungen werden über eine Diagnose nach ICD 10[footnoteRef:5] festgestellt. Regelmäßige Diagnosen sind F81.0 (Lese- und Rechtschreibstörung), F81.1 (Isolierte Rechtschreibstörung), F81.2 (Rechenstörung) und F81.3 (kombinierte Störung schulischer Fertigkeiten, meist die Kombination von F81.2 und F81.0 oder F81.1). [5:  „Internationale statistische Klassifikation der Krankheiten und verwandter Gesundheitsprobleme“ der Weltgesundheitsorganisation] 


Bei Teilleistungsstörungen wie LRS und Dyskalkulie ist eine (drohende) seelische Behinderung im Sinne des § 35a SGB VIII wesentlich wahrscheinlicher als bei Defiziten, die mit der klassischen Nachhilfe behoben werden können. Daher ist bei Teilleistungsstörungen vor der Entscheidung über einen entsprechenden BuT-Antrag die Entscheidung über eine Förderung nach § 35a SGB VIII anzufordern. Ist der Antrag auf eine SGB-VIII-Förderung noch nicht gestellt worden, soll dies zunächst erfolgen.

BuT-Entscheidung orientiert sich an SGB-VIII-Entscheidung

Auf Grundlage der SGB-VIII-Entscheidung kann über den BuT-Antrag entschieden werden. Im Rahmen der SGB-VIII-Beantragung ist diagnostiziert worden, ob eine Teilleistungsstörung vorliegt. Der Feststellung des SGB-VIII-Trägers wird hierbei gefolgt. Liegt eine Diagnose einer Teilleistungsstörung nicht vor, kann „nur“ die klassische Nachhilfe bewilligt werden.

Hat der SGB-VIII-Träger den dortigen Antrag bewilligt, ist der Bedarf durch einen vorrangigen Träger gedeckt. Der BuT-Antrag wird also abgelehnt oder von den Antragstellern zurückgezogen.

Hat der SGB-VIII-Träger den Antrag abgelehnt, weil es keinen kausalen Zusammenhang zwischen der Teilleistungsstörung und einer (drohenden) seelischen Behinderung gibt[footnoteRef:6], kann eine Therapie der Teilleistungsstörung regelmäßig als BuT-Leistung bewilligt werden[footnoteRef:7]. [6:  Die Feststellung über den kausalen Zusammenhang der Störung und der Beeinträchtigung am Leben in der Gesellschaft trifft der SGB-VIII-Träger. Sofern eine andere Stelle, zum Beispiel der die Diagnose erstellende Arzt, abweichende Aussagen hierzu getätigt hat, sind diese unerheblich.]  [7:  vgl. LSG Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 20. Dezember 2013 Az. L 19 AS 2015/13 B ER] 


Umfang der Bewilligung

Geeignetheit des Anbieters

Das Angebot des Anbieters muss nach dem Inhalt des Bildungsangebotes geeignet sein, das Ziel einer Linderung oder Behebung der diagnostizierten Teilleistungsstörung zu erreichen. Bei Unklarheiten über die Geeignetheit eines Anbieters kann die Stadt Remscheid, Dezernat 2.00, eingeschaltet werden.

Dauer

Die Lernförderung wird zunächst für ein Jahr bewilligt. Der Stunden-Umfang der Bewilligung folgt der ärztlichen Empfehlung.

Für die Fortsetzung der Lernförderung um ein weiteres Jahr soll ein Bericht des Anbieters vorgelegt werden, worin die bisherigen Fortschritte sowie eine Prognose der zukünftigen Fortschritte beschrieben werden. Bei einer positiven Prognose soll die Lernförderung für ein weiteres Jahr bewilligt werden, hierfür ist kein erneuter Antrag erforderlich.

Nach zwei Jahren ist davon auszugehen, dass die möglichen Verbesserungen erreicht wurden. Eine weitere Verlängerung kommt also regelmäßig nicht in Betracht. In besonders begründeten Einzelfällen kann die Lernförderung über zwei Jahre hinausgehen.

Kosten

Es werden dieselben Kosten übernommen, die vom örtlichen Jugendamt anerkannt werden. Die jeweils aktuellen Kosten können beim Jugendamt erfragt werden[footnoteRef:8]. [8:  Kontakt Stadt Remscheid: Fachdienst 2.51.4/1 – Allgemeiner Sozialdienst] 


Werden vom örtlichen Jugendamt monatliche Pauschalbeträge anerkannt, werden diese als BuT-Bedarf ebenfalls anerkannt.

Förderung durch die Schule



Mit Runderlass vom 19.07.1991() hat das Kultusministerium NRW die Schulen verpflichtet, Schülerinnen und Schüler bei besonderen Schwierigkeiten im Erlernen des Lesens und Schreibens (LRS) entsprechend zu fördern. Mit dem Nachweis 5 wird für diese Fälle über eine Ankreuzmöglichkeit abgefragt, ob die Förderung durchgeführt wird.

Hat die Schule dieses Kreuz nicht gesetzt, soll bei der Schule nachgefragt werden, ob dies ein Versehen war oder die Förderung tatsächlich nicht erfolgt. Erfolgt die Förderung tatsächlich nicht, soll eine Meldung dieses Falles an die Stadt Remscheid, Dezernat 2.00 gesendet werden. Eine fehlende Förderung steht einer BuT-Bewilligung nicht entgegen.

Sprachförderung für Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache nicht Deutsch ist

Sprachförderung für Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, ist Aufgabe der Schule[footnoteRef:9]. Das Land NRW hat hier umfangreiche Angebote möglich gemacht[footnoteRef:10] und auch den Unterricht für neu zugewanderte Schülerinnen und Schüler neu geregelt[footnoteRef:11]. In Remscheid werden auch viele außerschulische Angebote der Sprachförderung angeboten[footnoteRef:12]. [9:  § 2 Absatz 10 Satz 1 Schulgesetz NRW]  [10:  s. beispielsweise https://www.schulministerium.nrw.de/docs/Schulsystem/Integration/Gefluechtete/Massnahmen/index.html]  [11:  Erlass des MSW NRW vom 28.06.2016]  [12:  Das Kommunale Integrationszentrum stellt beispielsweise viele Angebote in der „Globale Übersicht über momentan laufende Angebote für Flüchtlinge in Remscheid“ zusammen] 




Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen zum Leistungsbezug von Arbeitslosengeld 2 bzw. Sozialgeld, Sozialhilfe, Kinderzuschlag, Wohngeld oder Asylbewerberleistungen kann darüber hinaus im Einzelfall eine Sprachförderung als Lernförderung über Bildung und Teilhabe nach den jeweiligen (inhaltlich identischen) Bestimmungen gewährt werden. Diese Richtlinien regeln im Folgenden die einheitliche Bearbeitung dieser Sprachförderung in der Stadt Remscheid.

Sprachförderung ausnahmsweise als BuT-Lernförderung möglich

Sowohl die gesetzlichen Regelungen als auch die Gesetzesbegründung[footnoteRef:13] sehen Sprachförderung als BuT-Leistung nicht vor. Das MAIS NRW als Aufsichtsbehörde für das SGB II hat mit Erlass vom 15.03.2016 Sprachförderung für Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, zugelassen. Am 18.03.2016 hat das MAIS NRW auf Nachfrage mitgeteilt, dass eine voraussetzungsfreie Sprachförderung nicht möglich ist: [13:  BR-Drucksache 661/10 v. 21.10.2010; Seite 170] 


„Schon aus Rechtsgründen ist eine voraussetzungslose Förderung des Spracherwerbs von Flüchtlingskindern aus dem Bildungs- und Teilhabepaket im Rahmen der SGB II-Finanzierung nicht möglich. […] Wir sehen mit beiliegendem Erlass eine gewisse den Integrationsprozess von SGB-II berechtigten Flüchtlingskindern flankierende Öffnung einzelner rechtlicher Voraussetzungen als möglich an, die allerdings im Einklang mit der Rechtslage steht. Richtig ist nach dieser Rechtsauslegung, dass eine sprachliche Lernförderung für Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungsgeschichte gemäß § 28 Absatz 5 SGB II sowie § 6b BKGG nicht von vornherein ausgeschlossen und unter bestimmten näher beschriebenen Voraussetzungen möglich ist.[footnoteRef:14]“ [14:  Auszug aus einer Mail vom MAIS NRW (Dr. Hans Lühmann) an die Stadt Gelsenkirchen (Michael Liedtke) vom 18.03.2016] 


Mit Schreiben vom 05.08.2016 konkretisiert das MAIS NRW die Möglichkeit der Sprachförderung als BuT-Lernförderung an einigen Stellen. Leider bleibt nach wie vor größtenteils offen, welche „bestimmten näher beschriebenen Voraussetzungen“ es geben soll.



In einem Schreiben aus dem Juni 2016 stellt das MAIS NRW fest, dass die Ausführungen des Erlasses vom 15.03.2016 nur für die Fälle gelte, wo § 28 V SGB II oder § 6b BKGG einschlägig ist. Diese Sichtweise greift zu kurz. Die BuT-Regelungen sind identisch und müssen in einer Gemeinde auch einheitlich ausgelegt und angewendet werden. Die Stadt Remscheid lässt daher eine Sprachförderung für Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, wie nachfolgend näher beschrieben zu, ohne zwischen den verschiedenen Anspruchsgrundlagen zu differenzieren.

Abweichungen von der üblichen Bewilligung

Abweichend von den üblichen Bewilligungen für BuT-Lernförderung gilt:

Pauschalbewilligungen sind keine festen Vorgaben

Die in den Richtlinien zur Lernförderung genannten pauschalen Bewilligungsrahmen von 15, 25 oder 35 Zeitstunden[footnoteRef:15] sind keine festen Vorgaben. Bei Schülerinnen und Schülern, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, geht der Bedarf an Sprachförderung oftmals darüber hinaus. Die Sprachförderung soll bei der erstmaligen Bewilligung für maximal 35 Zeitstunden bewilligt werden, eine mehrmalige erneute Bewilligung um jeweils bis zu 20 Zeitstunden ist möglich. [15:  BuT-Richtlinien, A.II.5.1, Seite 2] 


Sprachförderung auch in der Ferienzeit

Die Inanspruchnahme von Sprachförderung als BuT-Lernförderung ist auch in den Schulferien möglich.

Voraussetzungen für den Bedarf von Sprachförderung als BuT-Lernförderung

[bookmark: _Ref473289473]Einfindungsphase

Die Zielgruppe der Schülerinnen und Schüler, die potenziell eine außerschulische Sprachförderung benötigen könnten, ist sehr heterogen (Kinder mit Fluchterfahrungen, Kinder mit europäischem Migrationshintergrund, unterschiedliche bisherige Schulerfahrung im Herkunftsland, …).  Daher ist ein längerer Beobachtungszeitraum im schulischen Kontext erforderlich, um einen über die Schulförderung hinausgehenden Bedarf tatsächlich festzustellen zu können.

Eine Besonderheit stellen hier Kinder mit Fluchterfahrung dar: Für sie ist eine Normalisierung des Alltags ein wichtiger Integrationsfaktor. Der größte Teil der in Frage kommenden Schülerinnen und Schüler, deren Muttersprache nicht Deutsch ist, werden unmittelbar vor dem Schulbesuch nach Deutschland geflüchtet sein.



Aus den vorgenannten Gründen kommt in der Einfindungsphase sechs Monate nach dem erstmaligen Schulbesuch eine zusätzliche Sprachförderung als BuT-Lernförderung grundsätzlich nicht in Betracht. In besonders begründeten Einzelfällen kann von diesem Grundsatz abgewichen werden.

Defizite im Spracherwerb

Die Anforderung an die Lernförderung für den Bereich Deutschförderung weicht von der in den städtischen Richtlinien beschriebenen fachbezogenen Lernförderung ab[footnoteRef:16]. Es ist insbesondere nicht Voraussetzung, in einem Fach (z.B. Deutsch) ein schlechtes Leistungsniveau zu haben. [16:  BuT-Richtlinien, A.II.5.1, Seite 3] 


Die Voraussetzung für eine die schulischen Angebote ergänzende Sprachförderung ist eine deutliche negative Abweichung von den zu erwartenden Lernfortschritten.



Nach der Einfindungsphase (s. A.II.5.5.3.a) kann festgestellt werden, ob eine Schülerin bzw. ein Schüler hinsichtlich des Spracherwerbs eine normale Entwicklung nimmt. Bei deutlich schlechteren Lernfortschritten ist eine zusätzliche BuT-Lernförderung möglich. Die Feststellung über die deutliche negative Abweichung von den zu erwartenden Lernfortschritten nimmt die Schulleitung vor. Die Schulleitung kann diese Aufgabe an die Lehrkraft delegieren.

Bereitschaft zum Spracherwerb

Die Schülerin bzw. der Schüler müssen lernen wollen. An diese Voraussetzung sind keine hohen Ansprüche zu stellen. Wird allerdings festgestellt, dass die schlechte sprachliche Entwicklung hauptsächlich an der mangelnden Lernbereitschaft der Schülerin bzw. des Schülers liegt, kommt eine BuT-Lernförderung nicht in Betracht.



[bookmark: _Toc298495559]Erbringungsweg

Die Leistung der Lernförderung wird als Gutschein erbracht. Der Gutschein wird nach der erbrachten Lernförderung vom Leistungsanbieter vorgelegt. Für die im Rahmen der auf dem Gutschein aufgeführten Bedingungen erteilten Zeitstunden werden danach die Geldleistungen an den Leistungsanbieter überwiesen. Die Leistungsanbieter können auch Zwischenabrechnungen vornehmen lassen, um die bisher erteilten Zeitstunden ausgezahlt zu bekommen. Die Zwischenabrechnungen müssen mindestens den Zeitraum eines Monats umfassen.

Schulpsychologischer Dienst

Falls sich Hinweise ergeben, dass grundsätzliche Schulprobleme bestehen, ist eine Beratung durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des schulpsychologischen Dienstes 2.52 empfehlenswert. 

Dort können Schülerinnen und Schüler, aber auch die Eltern und Lehrerinnen und Lehrer in schwierigen Situationen professionelle Unterstützung finden. In diesem Beratungsprozess kann auch der Bedarf für Nachhilfe festgestellt werden. Die Initiative für die Zusammenarbeit kann sowohl von den Kolleginnen und Kollegen der Leistungsabteilung, aber auch von den Beratungsfachkräften initiiert werden. 

Die Inanspruchnahme des schulpsychologischen Dienstes ist freiwillig.
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14-01 Nr. 1

Forderung
von Schiilerinnen und Schiilern
bei besonderen Schwierigkeiten im Erlernen
des Lesens und Rechtschreibens (LRS)

RdErl. d. Kultusministeriums
v. 19.07.1991 (GABI. NW. | S. 174)1
1 Lesen- und Schreibenlehren als Aufgabe der Schule
2 FérdermaBnahmen
2.1 Analyse der Lernsituation
2.2 Allgemeine Férdermaflnahmen
2.3 Zuséatzliche Férdermalnahmen
2.4 Inhalte der Foérderung
2.5 Bewertung des Fordererfolges
2.6 Aulerschulische Malnahmen
3 Organisation der zusatzlichen FérdermaRnahmen
3.1 Zielgruppe
3.2 Einrichtung
3.3 Fordergruppen
3.4 Forderdauer
3.5 Zusammenarbeit
4 Leistungsfeststellung und -beurteilung
4.1 Schriftliche Arbeiten und Ubungen
4.2 Zeugnisse
4.3 Versetzung
4.4 Ubergang zu Realschulen und Gymnasien
5 Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

1 Lesen- und Schreibenlehren als Aufgabe der Schule

1.1 Der Beherrschung der Schriftsprache kommt fur die sprachliche Ver-
standigung, fir den Erwerb von Wissen und Bildung, fur den Zugang zum
Beruf und firr das Berufsleben besondere Bedeutung zu. Das Lesen und
Schreiben zu lehren gehort daher zu den wesentlichen Aufgaben der
Grundschule. In diesen Bereichen missen alle Kinder tragfahige Grundla-
gen fur das weitere Lernen erwerben. In den Schulen der Sekundarstufe |
sollen die grundlegende Fahigkeit, Texte zu lesen und lesend zu verste-
hen, sowie die Rechtschreibsicherheit kontinuierlich weiterentwickelt wer-
den. Diese Fahigkeiten miissen auch in den Fremdsprachen systematisch
aufgebaut werden.

1.2 Es gibt Schilerinnen und Schiiler, bei denen besondere Schwierigkei-
ten im Erlernen des Lesens und Rechtschreibens beobachtet werden. Fir
diese Schilergruppe sind besondere schulische Férdermalnahmen not-
wendig.

1.3 Ein nach den Richtlinien und Lehrplanen sorgfaltig durchgefiihrter Le-
se- und Rechtschreibunterricht, in dem die Entwicklung der Lernprozesse
grindlich abgesichert ist, ist eine entscheidende Bedingung dafiir, dass
Versagen im Lesen und Schreiben verhindert wird.

Das Erlernen des Lesens und des Rechtschreibens vollzieht sich in einem
individuell sehr verschieden verlaufenden Lernprozess. Die Schule muss
die Schilerinnen und Schiiler deshalb gezielt férdern, damit sich lang an-
dauernde und erhebliche Schwierigkeiten beim Erlernen des Lesens und
Rechtschreibens nicht entwickeln.

2 FordermaBRnahmen

Um besondere Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben zu vermei-
den oder zu Uberwinden, sind allgemeine Férdermalinahmen, gegebenen-
falls zusétzliche FordermalRnahmen, unter Umstanden aber auch auler-
schulische MalRnahmen erforderlich.

Foérdermalnahmen haben groRere Aussicht auf Erfolg,

- wenn bekannt ist, wie bei der einzelnen Schilerin oder dem Schdler die
verschiedenen Lernbedingungen zusammenwirken, und wenn die For-
dermaflinahmen hierauf abgestimmt sind,

- wenn sie mdglichst friih einsetzen,

- wenn sie konsequent Uber einen angemessenen Zeitraum hinweg
durchgefiihrt werden,

- wenn die Erziehungsberechtigten informiert und die Inhalte mit der Klas-
senlehrerin bzw. dem Klassenlehrer und den Fachlehrerinnen bzw. -leh-
rern abgestimmt sind,

- wenn ihr Zweck mit der Schilerin oder dem Schiiler besprochen ist,
wenn sie die Teilziele jeweils kennen, unmittelbare Riickmeldung tber
den Lernfortschritt und Ubungserfolg erhalten und wenn sie die Forder-
mafnahme insgesamt als Hilfe erleben.

2.1 Analyse der Lernsituation

Um Schilerinnen und Schiiler bei Lese- oder Rechtschreibschwierigkeiten

(LRS) gezielt fordern zu kdnnen, ist es hilfreich, das Bedingungsgefiige

der LRS méglichst genau zu kennen. Hierzu gehéren

- schulische (z.B. Didaktik und Methodik des Lese- und Schreiblehrgangs
sowie des Rechtschreibunterrichts, Lehrerverhalten),

1) bereinigt

- soziale (z.B. hausliches Lernumfeld, Verhalten der Mitschilerinnen und
Mitschiler),

- emotionale (z.B. Selbstsicherheit, Lernfreude, Belastbarkeit, Umgang
mit Misserfolgen),

- kognitive (z.B. Stand der Lese- und Schreibentwicklung, Denkstrategie,
Wahrnehmung, Sprache),

- physiologische (z.B. Motorik, Seh- und Horfahigkeit)

Bedingungen sowie das Lern- und Arbeitsverhalten. Die bloRe Feststel-
lung des Ausmafies von Versagen genigt nicht.

Die Analyse stitzt sich in erster Linie auf die Reflexion iber den eigenen
Unterricht und die kontinuierliche Beobachtung der Schilerin oder des
Schiilers. Die Lehrerin oder der Lehrer wird sich gegebenenfalls der Bera-
tung durch eine in der LRS-Férderung besonders erfahrene Lehrkraft ver-
sichern.

In Einzelféllen wird sich die Notwendigkeit ergeben, zusatzlich den Rat ein-
er Schulpsychologin oder eines Schulpsychologen oder anderer in der
LRS-Diagnose erfahrener Fachleute einzuholen. Dies setzt das Einver-
nehmen mit den Erziehungsberechtigten voraus.

Wenn konkrete Hinweise auf organische Bedingungen vorliegen, ist den
Erziehungsberechtigten eine facharztliche Untersuchung zu empfehlen.

2.2 Allgemeine FérdermalRnahmen

Allgemeine Férdermalnahmen werden im Rahmen der Stundentafel nach
den entsprechenden Richtlinien und Lehrplanen durchgefihrt (innere Dif-
ferenzierung, Férderunterricht).

Ziel der allgemeinen FérdermalRnahmen ist es,

- dass im unmittelbaren Zusammenhang mit dem Unterricht Lernschwie-
rigkeiten und Lernliicken durch individuell abgestimmte Hilfen behoben
werden und

- dass dadurch Schilerinnen und Schiler bei Lernschwierigkeiten in der
gewohnten Lerngruppe verbleiben.

2.3 Zusatzliche Férdermalinahmen

Zuséatzliche FérdermaRnahmen sind schulische Forderkurse, die Gber die
Stundentafel hinaus zusatzlich durchgefiihrt werden. In Einzelféllen ist die
Zusammenarbeit mit einer Schulpsychologin bzw. einem Schulpsycholo-
gen oder anderen Fachleuten hilfreich.

Ziel der zusatzlichen Foérdermalinahmen ist es,

- das Entstehen von Lernschwierigkeiten zu verhindern, wenn vor dem
Hintergrund der individuellen Lernbedingungen zu erwarten ist, dass all-
gemeine FoérdermalRnahmen allein nicht ausreichen werden,

- Lernschwierigkeiten zu beheben, die durch allgemeine Férdermalinah-
men allein nicht behoben werden kénnen.

2.4 Inhalte der Forderung

Bei den allgemeinen und den zuséatzlichen Férdermafinahmen handelt es
sich um

- Leselbungen, die in Verbindung mit der allgemeinen Sprachférderung
geeignet sind, die Lesefahigkeit zu férdern. Systematische Erganzun-
gen des Leselehrgangs (wie z.B. Lautgebarden) gehdren ebenso zur
Leseférderung wie die Benutzung motivierenden Lesematerials, das zu
selbststédndigem Lesen anregen und die Lesefreude wecken kann.

- Schreiblibungen, die zu einer formklaren, bewegungsrichtigen und zi-
gigen Handschrift fiihren - besonders auch das Schreiben der Druck-
schrift. Auch die Benutzung einer Schreibmaschine kann hilfreich sein.

- Rechtschreiblibungen, die geeignet sind, die Rechtschreibsicherheit zu
verbessern.

FérdermaRnahmen haben gréRere Aussichten auf Erfolg, wenn das ge-
samte Bedingungsgefuige der LRS bericksichtigt wird. Zur Férderung ge-
hort daher auch,

- die Schiilerin oder den Schiiler zu selbststdndigem und eigenverant-
wortlichem Arbeiten zu fihren,

- hilfreiche Arbeits- und Lernstrategien zum Abbau von Lernriickstanden
zu vermitteln,

- durch differenzierte Hausaufgaben ein gezieltes und selbststandiges
Arbeiten aufzubauen und Uberforderungen zu vermeiden,

- Hilfen fir die Bewaltigung der LRS aufzuzeigen, insbesondere fir den
Umgang mit Misserfolgen und angstauslésenden Situationen (z.B. Pri-
fungen, Klassenarbeiten).

2.5 Bewertung des Fordererfolgs

Jede FordermaRnahme muss kontinuierlich daraufhin iberprift werden,
ob mit ihr das angestrebte Ziel, die Verbesserung der Lesefahigkeit und
Rechtschreibsicherheit, erreicht werden kann.

Damit die Leistungsbereitschaft der Schilerinnen und Schiler aufgebaut
und erhalten wird, ist die konsequente positive Riickmeldung auch ber
kleine Lernfortschritte erforderlich. Ist kein Lernzuwachs festzustellen,
mussen die gewahlte Methode und gegebenenfalls das Férderkonzept ge-
andert werden.

2.6 AuRerschulische MaRnahmen

Trotz intensiver schulischer FérdermalRnahmen ist es maéglich, dass ein-
zelne Schilerinnen und Schiiler die fur das Weiterlernen grundlegenden
Kenntnisse und Fertigkeiten im Lesen und Rechtschreiben nicht erwerben.
Dies kann insbesondere der Fall sein bei Schilerinnen und Schilern
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- mit einer psychischen Beeintrachtigung (z.B. ausgepragte Angst vor
Misserfolgen, geringes Selbstvertrauen),

- mit neurologischen Auffalligkeiten (z.B. Stérungen der sensomotori-
schen Integration, der Lateralitatsstruktur, bei zentralmotorischen oder
Hirnfunktionsstérungen),

- mit sozial unangemessenen Verhaltenskompensationen (z.B. verstark-
te Aufmerksamkeit forderndes, aggressives oder gehemmtes Verhal-
ten).

Die Schule weist in diesem Fall die Erziehungsberechtigten auf geeignete
auBerschulische Forder- und Therapiemdglichkeiten hin (z.B. Schulpsy-
chologische Beratungsstellen, motorische oder Sprachtherapien, Erzie-
hungsberatungsstellen). Werden Uber die schulische Férderung hinaus
auBerschulische MalRnahmen durchgefiihrt, sollten diese miteinander ab-
gestimmt werden.

3 Organisation der zusatzlichen FérdermaBnahmen

Uber Gruppenzusammensetzung, Methoden und Materialien, Einsatz der
Lehrkrafte sowie Zeit und Dauer der MaRnahme ist nach padagogischen
Gesichtspunkten zu entscheiden. Die Forderkurse sollen kontinuierlich
stattfinden. Sie sollten moglichst nicht im Anschluss an den Unterricht
durchgefiihrt werden und durfen nicht zu einer unzumutbaren Belastung
der Schilerin oder des Schiilers fiihren.

Der durch die zusatzlichen Férdermanahmen in den einzelnen Schulen
entstehende Bedarf an Lehrerstunden kann nurim Rahmen der Lehrerwo-
chenstundenpauschale (Nr. 7.1 der AVO-Richtlinien - BASS 11-11 Nr. 1.1)
gedeckt werden.

3.1 Zielgruppe
Zusatzliche Férdermalnahmen kommen in Betracht fir Schilerinnen und
Schiler

- der Klassen 1 und 2, denen die notwendigen Voraussetzungen fiir das
Lesen- und Schreibenlernen noch fehlen und die die grundlegenden
Ziele des Lese- und Rechtschreibunterrichts nicht erreichen,

- der Klassen 3 bis 6, deren Leistungen im Lesen oder Rechtschreiben
Uber einen Zeitraum von mindestens drei Monaten den Anforderungen
nicht entsprechen (§ 48 Abs. 3 Nr. 5 Schulgesetz NRW - BASS 1-1),

- der Klassen 7 bis 10, an Gymnasien mit achtjahrigem Bildungsgang fiir
die Klassen 7 bis 9, wenn in Einzelféllen deren besondere Schwierigkei-
ten im Lesen oder Rechtschreiben bisher nicht behoben werden konn-
ten. Im Bedarfsfalle sollte hier eine schulibergreifende Fordergruppe
eingerichtet werden.

3.2 Einrichtung

Die Lehrerinnen und Lehrer, die das Fach Sprache/Deutsch unterrichten,
stellen nach den in Nr. 3.1 festgelegten Kriterien fest, fiir welche Schile-
rinnen und Schiler zusatzliche Férdermalnahmen notwendig sind. Dies
kann auch auf Antrag der Erziehungsberechtigten geschehen.

Sie melden diese Schilerinnen und Schiiler nach Ruicksprache mit der je-
weiligen Klassenkonferenz und unter Angabe der bisher durchgefiihrten
Foérdermalnahmen der Schulleitung. Diese entscheidet tber die Teilnah-
me und richtet zum Schulhalbjahr einen entsprechenden Férderkurs ein.

Fir die Einrichtung schullibergreifender Forderkurse ist die untere Schul-
aufsicht zustandig.

Die Zuweisung erfolgt im Einvernehmen mit den Erziehungsberechtigten.

Rechtzeitig vor Beginn des Schulhalbjahres meldet die Schulleitung der
Schulaufsicht den Umfang der geplanten zusatzlichen Foérdermallnah-
men.

Sofern Férderkurse nicht vorgesehen sind, kénnen Erziehungsberechtigte
deren Einrichtung bei der Schulaufsicht anregen.

3.3 Fordergruppen

Die Forderkurse sollen in der Regel sechs bis zehn Schiilerinnen und
Schiiler umfassen. Wenn es fiir das Erreichen des Forderziels notwendig
ist, kdnnen im Einzelfall auch kleinere Gruppen gebildet werden.

Zuséatzliche FérdermaRnahmen kdnnen auch in klassen-, in jahrgangsstu-
fen- und (in der Grundschule nur in besonders begriindeten Ausnahmefal-
len) schullibergreifenden Gruppen durchgefiihrt werden.

3.4 Forderdauer

Die Planung der Forderzeit (z.B. taglich kurze Forderzeiten, zeitlich befris-
tete IntensivmalRnahmen en bloc, Nachmittagskurse) sollte im Einzelfall
danach entschieden werden, was flir das Erreichen des Forderziels hilf-
reich ist.

Die Forderkurse sollten fir einen Zeitraum von mindestens einem halben
Schuljahr eingerichtet werden. Sie umfassen je nach Bedarf bis zu drei
Wochenstunden.

3.5 Zusammenarbeit

Da sich Lese- und Rechtschreibschwierigkeiten haufig auch auf andere
Facher auswirken, ist eine enge Zusammenarbeit der Klassenlehrerin oder
des Klassenlehrers, aller Fachlehrerinnen und Fachlehrer und gegebenen-
falls der Schulpsychologischen Beratungsstelle mit der Lehrkraft erforder-
lich, die die FérdermaRnahme durchfiihrt.

Beim Ubergang in die weiterfilhrende Schule kann im Einvernehmen mit
den Erziehungsberechtigten die aufnehmende Schule Uber die besonde-
ren Schwierigkeiten der Schiilerin oder des Schiilers und Uber die bisheri-
gen FérdermaBnahmen informiert werden.

4 Leistungsfeststellung und -beurteilung

Soweit nachstehend nichts Abweichendes bestimmt ist, gelten fir Schile-
rinnen und Schiiler mit Schwierigkeiten im Lesen und Rechtschreiben die
allgemeinen Bestimmungen Uber die Leistungsfeststellung und -beurtei-
lung.

Fur Schilerinnen und Schiler, die einer zusatzlichen Férdermalinahme
beddirfen, gilt fir die Klassen 2 bis 6 und in besonders begriindeten Einzel-
fallen auch fir die Klassen 7 bis 10, an Gymnasien mit achtjahrigem Bil-
dungsgang fir die Klassen 7 bis 9, zusatzlich:

4.1 Schriftliche Arbeiten und Ubungen

Bei einer schriftlichen Arbeit oder Ubung zur Bewertung der Rechtschreib-
leistung im Fach Deutsch und in den Fremdsprachen kann die Lehrerin
oder der Lehrer im Einzelfall eine andere Aufgabe stellen, mehr Zeit ein-
raumen oder von der Benotung absehen und die Klassenarbeit mit einer
Bemerkung versehen, die den Lernstand aufzeigt und zur Weiterarbeit er-
mutigt. In den Fremdsprachen kénnen Vokabelkenntnisse durch mindli-
che Leistungsnachweise erbracht werden. Die Erziehungsberechtigten
sind Uiber den Leistungsstand ihres Kindes zu informieren.

Die Rechtschreibleistungen werden nicht in die Beurteilung der schriftli-
chen Arbeiten und Ubungen im Fach Deutsch oder in einem anderen Fach
mit einbezogen.

4.2 Zeugnisse
Der Anteil des Rechtschreibens ist bei der Bildung der Note im Fach
Deutsch zurlickhaltend zu gewichten.

In den Zeugnissen kann in der Rubrik ,Bemerkungen® aufgenommen wer-
den, dass die Schilerin oder der Schiiler an einer zusatzlichen LRS-For-
dermalnahme teilgenommen hat.

4.3 Versetzung

Bei Entscheidungen Uber die Versetzung oder die Vergabe von Abschlis-
sen durfen die Leistungen im Lesen und Rechtschreiben nicht den Aus-
schlag geben.

4.4 Ubergang zu Realschulen und Gymnasien

Besondere Schwierigkeiten im Rechtschreiben allein sind kein Grund, eine
Schilerin oder einen Schiller fir den Ubergang in die Realschule oder das
Gymnasium bei sonst angemessener Gesamtleistung als nicht geeignet
zu beurteilen.

5 Zusammenarbeit mit den Erziehungsberechtigten

Die Erziehungsberechtigten sind iber das Bedingungsgefiige der Lese-
und Rechtschreibschwierigkeit ihres Kindes und lber die geplanten For-
dermalnahmen ausfihrlich zu informieren.

© Ritterbach Verlag
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A.II.6 Mittagsverpflegung
§ 28 Absatz 6 SGB II



(siehe: II.6 Arbeitshilfe des Landes)

Die Mittagsverpflegung wird in voller Höhe übernommen, es fällt kein Eigenanteil an.

A.II.6.1.  Mittagessen in Schulen und Kindertageseinrichtungen 

Die Leistungen werden durch Direktzahlung an den Anbieter gewährt. Die Eltern schließen mit dem Anbieter einen Vertrag über die Teilnahme an der gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung ab. Die Kosten eines Mittagessens sind in der Regel monatlich in gleicher Höhe zu zahlen sind und zwar unabhängig davon, ob Ferien sind oder Fehlzeiten z.B. wegen Krankheit bestehen. Die Leistungsberechtigten legen den Nachweis 6 vor. Die Kosten für das Mittagessen sind von Anbieter zu Anbieter unterschiedlich. Die Zahlungen der Aufwendungen werden für die Dauer des jeweiligen Bewilligungszeitraumes monatlich im Voraus bewilligt. Das Kassenzeichen bzw. der Verwendungszweck des Anbieters ist immer vollständig anzugeben.

A.II.6.2. konkludente Antragstellung im Bereich SGB XII und BKGG

Für Leistungsbezieher nach dem SGB XII und dem BKGG kann der Anbieter der Mittagsverpflegung Folgeanträge selber, also ohne Unterschrift der Eltern, stellen („konkludenter Antrag“). Voraussetzung hierfür ist, dass von den Eltern zuvor ein Erstantrag hierfür gestellt wurde und das Kind unverändert an der Mittagsverpflegung teilnimmt. Der konkludente Antrag wirkt wie ein von den Eltern gestellter Antrag.

Anbieter, die an dem Verfahren der konkludenten Antragstellung teilnehmen wollen, schließen mit der Stadt und dem Jobcenter eine Vereinbarung ab, in welcher die Modalitäten geregelt werden. Konkludente Anträge können nur mit einer solchen Vereinbarung gestellt werden.


Im SGB II muss die Mittagsverpflegung nicht mehr gesondert beantragt werden (§ 37 Absatz 1 SGB II). Es reicht für die Bewilligung der Mittagsverpflegung aus, wenn der Nachweis 6 vom Anbieter eingereicht wird. 

Stand: 01.08.2023 Version 6.1
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Abschnitt B.I - Notbremse



B.I. Projekt Notbremse: Hilfen für Kinder in Remscheid


Initiatoren dieses Projektes, das auch einzelne Bürgerinnen und Bürger unterstützen, sind der Caritasverband Remscheid, das Diakonische Werk, der Kinderschutzbund und die „Die Schlawiner“. Durch dieses durch Spenden finanzierte Projekt soll aus einem Fonds heraus Kindern in aktuellen Notsituationen schnell und unbürokratisch geholfen werden, zum Beispiel bei fehlenden Mitteln für: 


- 
Klassenfahrten 


- 
Schulbedarf 


- 
Bekleidung 


Es ist aber auch möglich, die Leistungen des Bildungspaketes zu flankieren, wenn z.B. die Kosten für ein Leihinstrument oder für eine Sportausrüstung zu tragen sind. Auf die Leistungen besteht natürlich kein Rechtsanspruch, da es sich um eine private Stiftung handelt.


Wichtig: Anträge können nur von Institutionen gestellt werden (Kindertageseinrichtungen, Schulen, Jugendzentren, Musikschulen usw.) Die Erziehungsberechtigten werden über die Antragstellung vorab informiert und müssen ihr Einverständnis dazu geben. Es wird grundsätzlich kein Bargeld an die Hilfesuchenden ausgegeben; die beantragende Institution tritt in Vorleistung, kauft ein, gibt weiter und bekommt Geld überwiesen.


Sollten solche oder ähnliche Notlagen bekannt werden, können Institutionen auf die Hilfsmöglichkeiten hingewiesen werden. Anträge und Anfragen sind an den Caritasverband Remscheid e.V. zu richten: Infos stehen im Internet unter www.notbremse.net zur Verfügung.


Stand: 15.07.2011; Version 2.4
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B.III. Erheben und Prüfen der für die Mitteilung nach § 46 Abs. 8 Satz 3 SGB II erforderlichen Daten (Revision)


Zur Datenerhebung für die Revision müssen die Anforderungen des kommunalen Haushaltsrechts und des Landesrechts grundsätzlich ausreichen. Das BMAS erarbeitet Mindestanforderungen zu den Datenlieferungen, z.B. die Lieferung der Daten in elektronischer Form. Es gibt noch Fragen hinsichtlich der Differenziertheit der Daten. Für die Revision muss grundsätzlich nur eine jährliche Auflistung der Gesamtausgaben geliefert werden. Für Steuerungszwecke der Länder werden evtl. differenziertere Daten benötigt.


Weitere Hinweise erfolgen nach der Konkretisierung von BMAS, Land und Städtetag.


Stand: 15.07.2011; Version 2.4
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Leistungen für Bildung und Teilhabe


Nachweis 5


(Version 6.2; Stand 01.07.2021)


ergänzende Lernförderung / Nachhilfe

Bestätigung der Schule 

		Name der Schülerin/des Schülers


     

		Geburtsdatum


     



		Anschrift der Schülerin/des Schülers


     



		Schule


     

		Klasse


     





Bei der o.g. Schülerin / dem o.g. Schüler besteht ab dem 
 zusätzlich folgender Lernförderbedarf (wenn kein Datum angegeben wird, gilt das Datum der Ausstellung):


		Fach/Fächer:

		     





		Empfohlener Umfang der Lernförderung (in der Regel maximal 35 Stunden pro Schuljahr):



		Bei erstmaliger Antragstellung im Schuljahr:
 FORMCHECKBOX 
 15 Stunden  FORMCHECKBOX 
 25 Stunden  FORMCHECKBOX 
 35 Stunden



		oder als Folgeantrag:
 FORMCHECKBOX 
 weitere 10 Stunden  FORMCHECKBOX 
 weitere 20 Stunden



		 FORMCHECKBOX 
 Einzelunterricht
oder
 FORMCHECKBOX 
 Gruppenunterricht





 FORMCHECKBOX 

Der Förderbedarf kann durch die von der Schule organisierten Förderangebote nicht abgedeckt werden.

		Begründung des Bedarfs (bitte nur eine Alternative ankreuzen, bei Unterschieden in den Fächern bitte mehrere Anlagen D verwenden):



		 FORMCHECKBOX 

1. Die Leistungen liegen im Bereich „mangelhaft“ oder „ungenügend“.



		 FORMCHECKBOX 

2. Durch Unfall oder längere Krankheit bedingte Nichtteilnahme am Unterricht für eine Dauer von 6 Wochen oder mehr (ohne vorrangige Leistungsmöglichkeit gemäß § 21 SchulG NRW). Ein entsprechendes ärztliches Attest wird durch die Eltern vorgelegt.



		 FORMCHECKBOX 

3. Sprachförderung für die Schülerin / den Schüler, deren / dessen Muttersprache nicht Deutsch ist: Die Schülerin / Der Schüler besucht seit über sechs Monaten die Schule. Es bestehen deutliche negative Abweichungen von den zu erwartenden Lernfortschritten.



		 FORMCHECKBOX 

4. Erlangung eines höheren Leistungsniveaus in Fächern mit „ausreichenden“ oder besseren Leistungen. Hier ist für jedes Fach eine formlose Angabe zu folgenden Punkten erforderlich:



		a) Beschreibung des betroffenen wesentlichen Lernziels

b) Benotung auf dem letzten Zeugnis und aktuelle Leistungseinschätzung


c) Empfehlung, welche Inhalte vermittelt werden sollen


d) Prognose, inwieweit das Leistungsniveau verbessert werden kann



		Raum für die erforderlichen Angaben (ggf. ein eigenes Blatt beifügen):








 FORMCHECKBOX 

Ein vorrangiger Antrag auf Eingliederungshilfe gemäß § 35a SGB VIII wurde nach den hier vorliegenden Informationen gestellt (für eine Bewilligung bei LRS ist zuvor ein Antrag nach dem SGB VIII erforderlich).

 FORMCHECKBOX 

Die Leistungsschwäche ist auf unentschuldigte Fehlzeiten zurückzuführen.

Falls bereits im zurückliegenden Schuljahr Lernförderung für dasselbe Schulfach erteilt wurde:
 FORMCHECKBOX 
 Die Lernförderung ist weiterhin erforderlich, zugleich wird prognostiziert, dass die wesentlichen Lernziele im aktuellen Schuljahr erreicht werden.

Falls bisher bereits länger als für ein Schuljahr Lernförderung erteilt wurde, fügen Sie bitte ein formloses Schreiben bei, in welchem Sie darlegen, warum die Lernförderung auch nach zwei oder mehr Jahren der Lernförderung immer noch erforderlich ist und warum Sie in diesem Schuljahr vom Erreichen des wesentlichen Lernzieles ausgehen.


 FORMCHECKBOX 

Bei Lese- oder Rechtschreibschwierigkeiten (LRS): Die schulische Förderung wird entsprechend des Runderlasses „Förderung von Schülerinnen und Schülern bei besonderen Schwierigkeiten im Erlernen des Lesens und Rechtschreibens (LRS)“ (Kultusministerium NRW vom 19.07.1991 in der jeweils gültigen Fassung) durchgeführt.

Folgende/r Leistungsanbieter kommt/en in Betracht: ________________________________________


		     

		

		





Ort, Datum






Unterschrift u. Stempel der Schule



Bestätigung des Anbieters 

		Name und Anschrift des Anbieters


     





		Kosten der Lernförderung


     

		beabsichtigter oder tatsächlicher Beginn der Lernförderung

     



		IBAN (internationale Kontonummer)

     



		BIC (internationale Bankleitzahl)

     



		Verwendungszweck


     







Bei mir als Leistungsanbieter handelt es sich um

 FORMCHECKBOX 

eine Person mit einer dementsprechenden qualifizierten pädagogischen Ausbildung.


 FORMCHECKBOX 

eine Person, die das Lehramt des Faches studiert.


 FORMCHECKBOX 

einen älteren Schüler mit guten Noten.


 FORMCHECKBOX 

einen gewerblichen Anbieter.


 FORMCHECKBOX 

eine Person, die auf Grund folgender Qualifikation für die Erteilung von Lernförderung befähigt ist:


___________________________________________________________________________


Ich bin über etwaige steuer- und sozialversicherungsrechtliche Pflichten informiert. Ich kann die von der Schule empfohlene Förderung (insbesondere Einzelförderung / Gruppenförderung) anbieten.

		     

		

		





Ort, Datum






Unterschrift des Anbieters [image: image1.png]
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B.II. Leistungszahlung / IT (§§ 29, 44b, 50 SGB II)

B.II.1 Umsetzung durch das Jobcenter Remscheid


Gemäß § 50 Abs. 3 SGB II nutzen die gemeinsamen Einrichtungen zur Erfüllung ihrer Aufgaben die durch die Bundesagentur für Arbeit vorgehaltenen Verfahren der Informationstechnik.


B.II.2 Umsetzung durch die Stadt Remscheid


Der FD 2.51 schlägt in eigener Zuständigkeit ein geeignetes Zahlungsverfahren vor. Das Auszahlverfahren muss den Erfordernissen der Rechnungslegung entsprechen.


B.II.3 Aufheben von Verwaltungsakten / Rückforderungen


Ist eine Leistung nach Aufhebung ihrer Bewilligung zurück zu fordern, bedarf dies einer gesonderten Entscheidung. Sie erfolgt gemäß § 40 SGB II in Verbindung mit § 50 SGB X.


Eine Erstattung der Leistungen nach § 28 SGB II erfolgt nicht, soweit eine Aufhebungsentscheidung allein wegen dieser Leistungen zu treffen wäre (§ 40 Abs. 3 SGB II letzter Satz). Hiernach ist in Fällen, in denen nur die Bewilligungsentscheidung wegen einzelner Leistungen für Bildung und Teilhabe nach § 28 aufzuheben wäre, auf die Erstattung bereits erbrachter Leistungen zu verzichten. Sind - insbesondere wegen der Erzielung bedarfsdeckenden Einkommens - gleichzeitig die Bewilligungsentscheidungen über das Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld der leistungsberechtigten Person ganz oder teilweise aufzuheben, sind weiterhin auch die Leistungen für Bildung und Teilhabe vollständig zu erstatten.


Die Leistungen werden zwar an Leistungsanbieter gezahlt, Antragsteller und Bescheidempfänger sind aber die Leistungsberechtigten, die auch in der Verantwortung stehen, zu Unrecht gezahlte Leistungen zu erstatten. Anhörungen nach § 24 SGB X und Aufhebungs- und Erstattungsbescheide gegen Anbieter sind also nicht möglich. Wenn Anbieter zu Unrecht gezahlte Beträge erstatten, können diese die Rückforderung im Einzelfall verringern.


Stand: 15.07.2011; Version 2.4
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Bildung und Teilhabe


Nachweis 7

(Version 6.0; Stand: 01.08.2019)

Leistungen für Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben


 FORMCHECKBOX 

Aktivitäten im Bereich Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit


 FORMCHECKBOX 

Unterricht in künstlerischen Fächern oder vergleichbare angeleitete Aktivitäten der kulturellen Bildung


 FORMCHECKBOX 

Teilnahme an Freizeiten


Bestätigung des Anbieters

		Name des Kindes
Geburtsdatum


     





		Anschrift des Kindes


     





		Aktivität (z.B. Vereinsmitgliedschaft, Musikunterricht, Ferienfreizeit)


     





		Zeitrahmen / Dauer (von – bis)


     





		Anbieter


     







Die Kosten betragen  FORMCHECKBOX 
 einmalig   FORMCHECKBOX 
 pro Monat   FORMCHECKBOX 
 pro Jahr:       Euro.


Der Zuschuss wird regelmäßig an die Eltern gezahlt. Ferienfreizeiten können an den Anbieter gezahlt werden, wenn dies vom Anbieter vorgesehen ist, geben Sie in diesem Fall bitte Ihre Kontodaten an:

		Kontoinhaber / Kontoinhaberin


     



		IBAN (internationale Kontonummer)

     

		BIC (internationale Bankleitzahl)

     



		Verwendungszweck


     



		Fälligkeit (z.B. zum Jahresanfang)


     





     












Ort, Datum





Unterschrift u. Stempel des Anbieters 

		Wichtiger Hinweis :


Ihre Daten unterliegen dem Sozialgeheimnis. Ihre Angaben werden aufgrund der §§ 60-65 SGB I und der §§ 67 a-c SGB X für die Leistungen des SGB II und des SGB XII erhoben.


 FORMCHECKBOX 
 Mit der Übermittlung meiner Daten an den Leistungserbringer und an die Stellen, die sie zur rechtmäßigen Erfüllung in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben benötigen, erkläre ich mich einverstanden. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung von Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheiden an die Leistungserbringer.


     












Ort, Datum





Unterschrift  Antragsteller/-in
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Bildung und Teilhabe


Nachweis 4

(Version 6.0, Stand: 01.08.2019)


Schülerbeförderung


		Wichtiger Hinweis: 


Bei Schülerinnen und Schülern, die für den Besuch der nächstgelegenen Schule des gewählten Bildungsgangs auf Schülerbeförderung angewiesen sind, werden die dafür erforderlichen tatsächlichen Aufwendungen berücksichtigt, soweit sie nicht von Dritten übernommen. Als nächstgelegene Schule des gewählten Bildungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils gewählt wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaftlichem, musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen, und Schulen mit ganztägiger Ausrichtung.

In NRW gibt es ein spezielles Schülerbeförderungsrecht, dass dieser Regelung vorgeht. Im Ergebnis werden die Leistungen hier von einem Dritten, nämlich dem Land NRW erbracht, so dass lediglich ein eventuell verbleibender Eigenanteil als Bedarf für Schülerbeförderung übernommen werden kann.

Wenden Sie sich bitte daher zunächst an das Schulsekretariat oder den städtischen Fachdienst 2.40 -Schule und Bildung-, Schützenstr. 57, 42853 Remscheid, Tel. (02191)16-00.








Bestätigung des Antragstellers / der Antragstellerin

		Name des Schülers / der Schülerin                                                                                       Geburtsdatum






		Anschrift des Schülers / der Schülerin






		Schule 






		Klassenstufe / Bildungsgang






		Fahrtkosten pro Monat






		Begründung des Bedarfs








Ich erkläre ausdrücklich, dass im vorliegenden Fall die nächstgelegene Schule des gewählten Bildungsgangs besucht wird, die Schülerin bzw. der Schüler auf die Beförderung angewiesen ist, die Aufwendungen nicht von einem Dritten übernommen werden und auch nicht aus eigenen Mitteln bestritten werden können. 


Den Ablehnungsbescheid des städtischen Fachdienstes 2.40 –Schule und Bildung- und einen Nachweis über die monatlichen Fahrtkosten füge ich bei. 




__________










Ort, Datum





Unterschrift Antragsteller/-in
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Leistungen für Bildung und Teilhabe


Nachweis 6

(Version: 6.0, Stand: 01.08.2019)


gemeinschaftliche Mittagsverpflegung 


in der Schule / der Kindertageseinrichtung / der Kindertagespflege


Bestätigung des Anbieters


		Name des Kindes                                                                                                                              Geburtsdatum


     





		Anschrift des Kindes 


     





		Anbieter 


     





		Kosten pro Monat 


     







Das o.g. Kind nimmt ab/seit dem       (ggf.: bis voraussichtlich      ) regelmäßig bzw. an       Tagen pro Woche an der angebotenen gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung teil.

Der Zuschuss wird auf das Konto des Anbieters überwiesen (daher bitte unbedingt angeben):


		Kontoinhaber / Kontoinhaberin


     



		IBAN (internationale Kontonummer)

     

		BIC (internationale Bankleitzahl)

     



		Verwendungszweck 


     





     












Ort, Datum





Unterschrift u. Stempel des Anbieters 

		Wichtige Hinweise:


Ihre Daten unterliegen dem Sozialgeheimnis. Ihre Angaben werden aufgrund der §§ 60-65 SGB I und der §§ 67 a-c SGB X für die Leistungen des SGB II und des SGB XII erhoben


 FORMCHECKBOX 
 Mit der Übermittlung meiner Daten an den Leistungsanbieter und an die Stellen, die sie zur rechtmäßigen Erfüllung in ihrer Zuständigkeit liegenden Aufgaben benötigen, erkläre ich mich einverstanden. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung von Bewilligungs- oder Ablehnungsbescheiden an die Leistungsanbieter.


     












Ort, Datum





Unterschrift  Antragsteller/-in
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A.II.4 Schülerbeförderungskosten
§ 28 Absatz 4 SGB II



(siehe: II.4 Arbeitshilfe des Landes)


Die Regelungen des SGB II sind gegenüber den Vorschriften zur Schülerbeförderung in Nordrhein-Westfalen nachrangig. Das Schulbeförderungsrecht in NRW regelt die Übernahme der Schülerbeförderungskosten. Antragstellerinnen und Antragsteller sind zunächst an die Schulen zu verweisen. Dort werden Anträge nach dem Schülerbeförderungsrecht NRW entgegengenommen und an das Schulverwaltungsamt weitergeleitet.

Bei der Gewährung von Schülerfahrkosten über das Schokoticket im Verkehrsverbund Rhein-Ruhr verbleibt beim 1. Kind ein Eigenanteil von 12 Euro und beim 2. Kind ein Eigenanteil von 6 Euro. Dieser Eigenanteil wird in voller Höhe übernommen (sofern die übrigen Voraussetzungen der BuT-Schülerbeförderung vorliegen).Für das 3. Kind fällt beim Schokoticket kein Eigenanteil mehr an, es besteht also kein Bedarf für eine Leistung nach § 28 Absatz 4 SGB II.


Sofern die Voraussetzungen des § 28 Absatz 4 SGB II vorliegen und keine Schülerfahrkosten gewährt werden, werden die Aufwendungen in voller Höhe übernommen. Dies kann der Fall sein, wenn im Einzelfall die nächstgelegene Schule aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen nicht besucht werden kann (vgl. II.4.3 der Arbeitshilfe Land NRW, 5. Auflage).

A.II.4.1. Landesregelungen zum Schülerbeförderungsrecht


Die gesetzlichen Grundlagen für die Schülerbeförderung in Nordrhein-Westfalen findet sich in § 97 Schulgesetz NRW in Verbindung mit der Schülerfahrkostenverordnung:

§ 97 Schülerfahrkosten

(1) Den Schülerinnen und Schülern der allgemein bildenden Schulen gemäß §§ 11, 14 bis 18, der Förderschulen gemäß § 20, der Schule für Kranke gemäß § 21 und der Berufskollegs in Vollzeitform gemäß § 22, die ihren Wohnsitz in Nordrhein-Westfalen haben, werden die Kosten erstattet, die für ihre wirtschaftlichste Beförderung zur Schule und zurück notwendig entstehen. Dies gilt nicht für Schülerinnen und Schüler von Bildungsgän​gen des Berufskollegs, deren Besuch eine abgeschlossene Berufsausbil​dung voraussetzt.


(2) Den Schülerinnen und Schülern der Bezirksfachklassen an Berufskollegs werden die notwendigen Fahrkosten erstattet, soweit sie einen zumutbaren Eigenanteil übersteigen.


(3) Bietet der Schulträger oder ein von ihm beauftragtes Verkehrsunternehmen im Rahmen eines besonderen Tarifangebots der Verkehrsunternehmen Schülerzeitkarten an, die über den Schulweg hinaus auch zur sonstigen Benutzung von Angeboten des öffentlichen Nahverkehrs be​rechtigen, kann der Schulträger nach Maßgabe der Rechtsverordnung einen von den Eltern zu tragenden Eigenanteil festsetzen. Der Eigenanteil entfällt für Schülerinnen und Schüler, für die Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch (SGB XII) geleistet wird. Über weitere Entlastungen vom Eigenanteil entscheidet der Schulträger in eigener Verantwortung. Werden Schülerzeitkarten nach Satz 1 zur Verfügung gestellt, sind sie die wirtschaftlichste Art der Beförderung; es entfällt jegli​che Erstattung von Fahrkosten. 


(4) Das Ministerium bestimmt im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem Finanzministerium und dem Ministerium für den Bereich Verkehr durch Rechtsverordnung


1.  die Anforderungen an die wirtschaftlichste Beförderung,


2. die Entfernungen und die sonstigen Umstände, bei denen Fahrkosten notwendig entstehen,


3. Voraussetzungen und Höchstbetrag für die Erstattung und für den zumutbaren Eigenanteil,


4. Ausnahmen für schwerbehinderte Schülerinnen und Schüler und für Schülerinnen und Schüler mit sonderpädagogischem Förderbedarf, für arbeitslose Berufsschulpflichtige und für Berufsschülerinnen und Be​rufsschüler, für die es keine entsprechende Beschulungsmöglichkeit im Lande gibt,


5. die Voraussetzungen der Erstattung von Schülerfahrkosten für Ersatzschulen


Verordnung zur Ausführung des § 97 Abs. 4 Schulgesetz (Schülerfahrkostenverordnung – SchfkVO) vom 16. April 2005 geändert durch Verordnung vom 30. April 2010


Notwendige Fahrkosten


§ 5 – Notwendigkeit


(1) Schülerfahrkosten sind die notwendigen Kosten für die Beförderung von Schülern.


(2) Fahrkosten entstehen notwendig, wenn der Schulweg nach § 7 Abs. 1 in der einfachen Entfernung für den Schüler der Primarstufe mehr als 2 km, der Sekundarstufe I mehr als 3,5 km und der Sekundarstufe II mehr als 5 km beträgt. Gleiches gilt für Schüler der entsprechenden Klassen der Sonderschulen.


(3) Soweit bei überwiegendem wöchentlichen Vor- und Nachmittagsunterricht ein zweites Zurücklegen des Schulweges aus schulischen Gründen notwendig ist und insgesamt die Entfernungen des Absatzes 2 überschritten werden, entstehen Fahrkosten notwendig für einen Schulweg.


Verordnung zur Ausführung des § 7 Schulfinanzgesetz (Schülerfahrkostenverordnung – SchfkVO -) vom 24. März 1980 zuletzt geändert durch Gesetz vom 25. September 2001 (SGV. NRW. 223) 


VV zu § 5


5.2 zu Abs. 2


Der Schulträger hat die Entfernungen nach der jeweils verkehrsüblichen Fußstrecke festzustellen. Es ist für die Bemessung der Entfernung allein auf die besuchte Klasse, nicht auf das Lebensalter der Schülerin oder des Schülers abzustellen. Die Entfernungsgrenze von 5 km für Schülerinnen und Schüler der Sekundarstufe II gilt auch für die Schülerinnen und Schüler der Fachschule für Sozialpädagogik und der Fachschule für Heilerziehungspflege.


Für Schülerinnen und Schüler der Sonderschulen mit elfjähriger Vollzeitschulpflicht gemäß § 7 Abs. 7 Schulpflichtgesetz (SchpflG – BASS 1 – 4) gilt auch im elften Schulbesuchsjahr die Entfernungsgrenze von 3,5 km.

A.II.4.2. nächstgelegene Schule


Ab dem 01.08.2019 wird als nächstgelegene Schule auch anerkannt:


„Als nächstgelegene Schule des gewählten Bildungsgangs gilt auch eine Schule, die aufgrund ihres Profils gewählt wurde, soweit aus diesem Profil eine besondere inhaltliche oder organisatorische Ausgestaltung des Unterrichts folgt; dies sind insbesondere Schulen mit naturwissenschaftlichem, musischem, sportlichem oder sprachlichem Profil sowie bilinguale Schulen, und Schulen mit ganztägiger Ausrichtung.“ (§ 28 Absatz 4 Satz 2 SGB II bzw. § 34 Absatz 4 Satz 2 SGB XII).

Damit geht die Übernahme von BuT-Schülerbeförderung weiter als die Regelungen der Schülerfahrkostenverordnung:


„Abweichungen in Bezug auf Lerninhalte, Bildungsgang oder Schulorganisation begründen keinen weiterreichenden Anspruch auf eine Schülerfahrtkostenübernahme. Gleiches gilt für ein besonderes Fremdsprachenangebot. Die Feststellung, ob die nächstgelegene Schule dem gewählten Bildungsgang entspricht, hat sich allein an der Möglichkeit auszurichten, die Abschlussberechtigung der gewählten Schulform bzw. Fachrichtung zu erreichen.“ (Verwaltungsvorschriften zu § 9 Absatz 7 SchfkVO)

A.II.4.3. Prüfschritte


Vor der Bearbeitung des BuT-Antrages soll der Antrag auf Schülerfahrkosten vom Schulträger beschieden worden sein. 


Hat der Schulträger die Schülerfahrkosten übernommen, wird als BuT-Schülerbeförderung regelmäßig der verbleibende Eigenanteil übernommen.


Hat der Schulträger die Schülerfahrkosten abgelehnt, muss in einem weiteren Schritt geprüft werden, ob ein besonderes Profil im Sinne des § 28 Absatz 4 Satz 2 SGB II bzw. § 34 Absatz 4 Satz 2 SGB XII gewählt wurde und die Notwendigkeit zur Übernahme entsprechend § 5 SchfkVI vorliegt. Dann werden die Schülerfahrkosten in voller Höhe als BuT-Leistungen übernommen.
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A.II.2 (Schul-)Ausflüge / mehrtägige (Klassenfahrten)
§ 28 Absatz2 SGB II 



(siehe: II.2 Arbeitshilfe des Landes)


A.II.2.1 Eintägige Ausflüge


Bei (Schul-)Ausflügen können die Kosten vor oder nach dem (Schul-)ausflug beantragt werden.


Die Erbringung erfolgt regelmäßig als Geldleistung an die Leistungsberechtigten. Wenn der Anbieter dies vorsieht, erfolgt die Erbringung als Direktzahlung an den Anbieter.

A.II.2.2 (Klassen-)fahrten / mehrtägige Ausflüge


Als Nachweis ist eine Erklärung der Schule bzw. der Kindertageseinrichtung beizulegen, wie hoch die Kosten sind und welches Konto für die Erstattung vorgesehen ist. Das sollte in der Regel der Nachweis 2 sein; es kann sich aber auch um ein geeignetes Schreiben der Schule oder der Kita handeln.


Die Erbringung erfolgt regelmäßig als Direktzahlung an den Anbieter auf ein von der Schule oder der Kindertageseinrichtung benanntes Konto.
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Bedarfe für Bildung und Teilhabe


Nachweis 2

(Version 6.0, Stand: 01.08.2019)

Bestätigung der Schule / der Kindertageseinrichtung


 FORMCHECKBOX 

eintägige Ausflüge der Schule / der Kindertageseinrichtung


 FORMCHECKBOX 

mehrtägige Ausflüge / Klassenfahrten 

Das Kind
______________________________________________________________ 




Name, Vorname






Geburtsdatum


______________________________________________________________



Anschrift

hat sich verbindlich für einen Ausflug / eine Klassenfahrt angemeldet.


		Schule / Kindertageseinrichtung






		Ausflugsziel / Ziel der Klassenfahrt






		Zeitpunkt des Ausflugs / Zeitraum der Klassenfahrt (von – bis)








Die Kosten (ohne Ausgaben für Taschengeld und abzüglich Zuschüsse Dritter) betragen je Schüler/in bzw. je Kind ____________ Euro.

Der Zuschuss wird auf das Konto des Anbieters überwiesen (daher bitte unbedingt angeben):

		Kontoinhaber / Kontoinhaberin






		IBAN (internationale Kontonummer)



		BIC (internationale Bankleitzahl)





		Verwendungszweck








 FORMCHECKBOX 
 Bis zum ____________ ist eine Anzahlung in Höhe von ____________ Euro zu leisten.

 FORMCHECKBOX 
 Bis zum ____________ ist der o.g. Betrag bzw. Restbetrag zu leisten.

Soweit es sich um einen Schulausflug bzw. eine Klassenfahrt handelt, wird bestätigt, dass die Fahrt den geltenden schulrechtlichen Bestimmungen entspricht.














____

Ort, Datum






Unterschrift u. Stempel dese Anbieters 
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Abschnitt A.I - Allgemeines



A.I. Allgemeines



(siehe: II.1 der Arbeitshilfe des Landes)

A.I.1 Antragstellung und Rückwirkung

A.I.1.1 Zweites Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) bzw. 4. Kapitel Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII)

Die Leistungen für Bildung und Teilhabe müssen für das SGB II nicht gesondert beantragt werden (Ausnahme: Lernförderung). Mit dem Antrag auf Leistungen nach dem SGB II bzw. 4. Kapitel SGB XII sind die BuT-Leistungen also dem Grunde nach mit gestellt und können später –auch nachträglich- geltend gemacht werden. (§ 37 Absatz 1 SGB II; § 44 SGB XII). BuT-Leistungen können rückwirkend ab dem Beginn des aktuellen Bewilligungszeitraumes bezogen werden.


Die Bundesregierung führt hierzu
 aus:


„Mit dem Wegfall der separaten Antragstellung für einzelne Leistungen des Bildungs- und Teilhabepakets (Schulausflüge, Schülerbeförderung, gemeinschaftliche Mittagsverpflegung, Teilhabe) gelten diese Leistungen dem Grunde nach schon mit dem Haupt- oder Weiterbewilligungsantrag als mit beantragt, ohne dass sie bereits konkretisiert und nachgewiesen werden müssten. Dies hat den Vorteil, dass die genannten BuT-Leistungen ab dem Ersten des Monats der Antragstellung auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts geltend gemacht werden können – auch nachträglich, weil sie bereits mit beantragt wurden. Im Zusammenspiel mit der ebenfalls durch den Gesetzentwurf vorgesehenen Möglichkeit der Erbringung der Leistungen durch Geldleistungen wird so zugelassen, dass Leistungsberechtigte zunächst Kosten verauslagen, um sie später bei der zuständigen Stelle geltend zu machen (im Rahmen dieser späteren Geltendmachung sind die Aufwendungen weiterhin gesondert zu konkretisieren und nachzuweisen). Dabei tragen die Leistungsberechtigten das Risiko, dass sie Ausgaben tätigen, ohne zu wissen, ob die Leistungsvoraussetzungen vorliegen. Selbstverständlich können die Leistungsberechtigten auch – wie bisher – die erforderlichen Aufwendungen zunächst geltend machen und einen entsprechenden Leistungsbescheid abwarten, bevor sie Ausgaben tätigen.“ (BT-Drucksache 19/8036, Seite 24)

Lernförderung muss gesondert beantragt werden. In der Gesetzesbegründung wird hierzu ausgeführt:


„Bei der außerschulischen Lernförderung hingegen ist die Klärung der Leistungsvoraussetzungen als auch die Art und Weise der Leistungserbringung komplex, sodass eine vorherige Kontaktaufnahme mit dem Leistungsträger erforderlich ist. Insbesondere die Prüfung der Tatbestandsmerkmale der Geeignetheit und der Angemessenheit erfordern eine gesonderte Antragstellung. Aufgrund der Komplexität der Leistungsvoraussetzungen besteht ansonsten Gefahr, dass eine „nachträgliche“ Prüfung der Lernförderung erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand nach sich zieht. Dies ist weder für die Verwaltung noch die Leistungsberechtigten sinnvoll. Des Weiteren ist für eine qualitative Lernförderung eine gute Beratung und Aufklärung aller Beteiligten notwendig.“


A.I.1.2 3. Kapitel SGB XII

Die Leistungen nach dem 3. Kapital SGB XII sind nicht von einem Antrag abhängig (vgl. § 18 SGB XII), insofern können BuT-Leistungen nicht automatisch mit diesem Antrag gestellt werden. Daher erfordert § 34a SGB XII weiterhin einen Antrag. An diesen Antrag sind keine besonderen Erfordernisse zu stellen (Ausnahme: Lernförderung), hier soll nur sichergestellt werden, ab wann die BuT-Leistungen offiziell geltend gemacht werden.

Für die Lernförderung ist ein „gesonderter“ Antrag erforderlich. Diese Antragserfordernis wird in Remscheid entsprechend der Regelungen des SGB II erbracht.


A.I.1.3 Bundeskindergeldgesetz (BGKK)


BuT-Leistungen nach dem BKGG müssen beantragt werden (§ 9 Absatz 3 BKGG). Die Leistungen werden ab dem Beginn des Monats gewährt, in dem die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind (§ 5 Absatz 1 BKGG). Sie verjähren nach zwölf Monaten (§ 6b Absatz 2a BKGG), die BuT-Leistungen können also rückwirkend für diesen Zeitraum gezahlt werden.


A.I.2 Vordrucke


Für die einzelnen Leistungsarten sind Vordrucke vorgesehen, die für Remscheid abgeändert wurden.

Grundsatz: Die Vordrucke sind zu nutzen.


Ausnahme: Es bestehen keine Bedenken, formlose Anträge und Nachweise zu akzeptieren, wenn die erforderlichen Daten aus den Schreiben zweifelsfrei hervorgehen.

A.I.3 Bewilligungen


Im Unterschied zur Arbeitshilfe des Landes werden Bewilligungen immer schriftlich beschieden. Der Leistungsanbieter wird über die Bewilligung bzw. Ablehnung informiert, soweit es die datenschutzrechtlichen Bestimmungen zulassen.

A.I.4 Bewilligungsdauer


Bewilligungen können für die Dauer des Bewilligungszeitraumes der maßgeblichen Sozialleistung erfolgen.

A.I.5 Berechtigte Selbsthilfe


Zahlungen können an die leistungsberechtigte Person erfolgen, wenn diese eine berechtigte Selbsthilfe nach den Vorschriften des § 30 SGB II vorgenommen hat.

A.I.6 Zuständigkeit


Die Kommunen sind nach § 6 SGB II Träger der BuT-Leistungen. Das Jobcenter Remscheid nimmt nach § § 44b SGB II die BuT-Aufgaben des SGB II auf dem Stadtgebiet Remscheid wahr.

Die Aufgaben im Rahmen des SGB XII und für Empfängerinnen und Empfänger von Wohngeld und Kinderzuschlag
 werden im Fachdienst 2.50 Soziales und Wohnen wahrgenommen.


� Die Ausführungen beziehen sich auf das 4. Kapitel SGB XII, gelten aber analog für das SGB II.



� § 3 Verordung zur Regelung von Zuständigkeiten nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz und nach dem Bundeskindergeldgesetz NRW
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